
Anlage 1 DV Regelungen zur Arbeitszeit und 
Bereitschaftsdienst für die der Pflegedirektion 
unterstellten Beschäftigten 

Grundsätze der Schicht- und Dienstplangestaltung 

Präambel 

Ziel ist es, die Erfordernisse der Behandlung und Versorgung der Patienten durch eine 

bedarfsgerechte Einteilung und verbindliche Planbarkeit von Arbeitszeit unter Vereinbarkeit 

mit Beschäftigteninteressen und erfüllter Freizeit für die persönlichen Belange und der 

Vereinbarkeit mit Familie und Beruf der Beschäftigten zu gewährleisten. 

Gesetzliche Grundlagen 

a) Die Umsetzung des Arbeitszeitgesetzes ist in verschiedenen Rechtsvorschriften
geregelt (EU-Arbeitszeitrichtlinie, Arbeitszeitgesetz, Tarifvertrag der Länder), zu
deren Umsetzung das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes
NRW den Erlass vom 03.03.2008 herausgegeben hat.

b) Für die Einhaltung des umfassenden Arbeits- und Gesundheitsschutzes hat eine
geeignete Arbeitsorganisation zu sorgen (§3 ArbZG).

c) Die/der Beschäftigte wird ausdrücklich auf die ihr/ihm zustehende
arbeitsmedizinische Beratung und Vorsorgeuntersuchung gemäß § 6 Absatz 3 ArbZG
hingewiesen.

d) Der Zeitpunkt der Ruhepausen muss im Voraus feststehen oder es muss ein
angemessener Zeitkorridor für Ruhepausen im Voraus feststehen. Beschäftigte
können während der Ruhepausen ihren Arbeitsplatz verlassen.

Vorgaben zur Dienstplangestaltung 

a) Bei der Planung der Beschäftigten ist die vertraglich vereinbarte Wochenarbeitszeit
sowie nachstehenden ·Grundsätze als Soll-Vorgabe zu beachten. ,,Soll" bedeutet,
dass eine Abweichung nur erfolgen darf:
o aus dringenden dienstlichen Gründen
o zur Berücksichtigung höherrangiger Belange anderer Beschäftigten oder
o im Einvernehmen mit den Beschäftigten
o auf Wunsch der Beschäftigten

b) Die individuellen Wünsche der Beschäftigten sollen berücksichtigt werden, soweit
dringende betriebliche Belange nicht entgegenstehen.

c) Die Verteilung der Schichten/Dienste auf die Beschäftigten soll gleichmäßig unter
angemessener Berücksichtigung der berechtigten Belange der Beschäftigten er­
folgen. Dabei ist insbesondere Rücksicht zu nehmen auf:
o Beschäftigte mit festgestellten gesundheitlichen Einschränkungen
o Beschäftigte, die zur Betreuung mindestens eines in ihrem Haushalt lebenden

Kindes bis 12 Jahren verpflichtet sind
o Beschäftigte, die mit einem nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen

Angehörigen zusammenleben

d) Maßgaben zur Arbeit an Feiertagen:
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